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Beschlüsse: 
 

08.04.2019 Stadtvertretung 

042/StV/2019 
42. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der 
Stadtvertretung 

 
 
Bemerkungen: 
 
Es liegt folgender Ersetzungsantrag der Fraktion DIE LINKE, SPD-Fraktion, Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, des Mitgliedes der Stadtvertretung Karsten Jagau (ASK) vom 
08.04.2019 vor: 
 
„Die Stadtvertretung möge beschließen:  
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, sich im Namen der Landeshauptstadt Schwerin 
dem Städteappell „ICAN“(International Campaign to Abolish Nuclear weapons) 
anzuschließen und damit den von den Vereinten Nationen verabschiedeten Vertrag zum 
Verbot von Atomwaffen 2017 zu unterstützen. 
 
Der Appell soll ff. Wortlaut haben: 
 
„Die Landeshauptstadt Schwerin ist zutiefst besorgt über die immense Bedrohung, die 
Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen Welt darstellen. Wir sind fest davon 
überzeugt, dass unsere Einwohner und Einwohnerinnen das Recht auf ein Leben frei von 
dieser Bedrohung haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder versehentlich, 
würde katastrophale, weitreichende und langanhaltende Folgen für Mensch und Umwelt 
nach sich ziehen. Daher begrüßen wir den von den Vereinten Nationen verabschiedeten 
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern die Bundesregierung nachdrücklich 
dazu auf, dem Vertrag beizutreten.“ 
 
Beschluss: 
 
Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, sich im Namen der Landeshauptstadt Schwerin 
dem Städteappell „ICAN“(International Campaign to Abolish Nuclear weapons) 
anzuschließen und damit den von den Vereinten Nationen verabschiedeten Vertrag zum 
Verbot von Atomwaffen 2017 zu unterstützen. 
 

Beschlüsse 
  

zur Drucksachennummer  
 

01795/2019 

  

 

ICAN Appell zur Abschaffung von Atomwaffen unterzeichnen 

 



  
 

 

Der Appell soll ff. Wortlaut haben: 
 
„Die Landeshauptstadt Schwerin ist zutiefst besorgt über die immense Bedrohung, die 
Atomwaffen für Städte und Gemeinden auf der ganzen Welt darstellen. Wir sind fest davon 
überzeugt, dass unsere Einwohner und Einwohnerinnen das Recht auf ein Leben frei von 
dieser Bedrohung haben. Jeder Einsatz von Atomwaffen, ob vorsätzlich oder versehentlich, 
würde katastrophale, weitreichende und langanhaltende Folgen für Mensch und Umwelt 
nach sich ziehen. Daher begrüßen wir den von den Vereinten Nationen verabschiedeten 
Vertrag zum Verbot von Atomwaffen 2017 und fordern die Bundesregierung nachdrücklich 
dazu auf, dem Vertrag beizutreten.“ 
 
Abstimmungsergebnis: 
 
einstimmig bei einigen Stimmenthaltungen beschlossen 
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